
Eine eigenm ächtige anderweitige Abwicklung Ihrerseits 
is t unzulässig und strafbar.

D er Leiter

I. V.: gez. Schmidt 
K aderhauptinstruk teur
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Justizverw altungsstelle Gera, den 13. Ju li 1956
Bezirk G era Ho/Neu.
Der Leiter 
7200 — K —

H errn
Rechtsbeistand B. 
in G.

W erter H err B.!

In  der Anlage übersende ich Ihnen eine A bschrift des 
Berichtes über die bei Ihnen durchgeführte Revision. 
Zu den in dem B ericht festgestellten M ängeln b itte  ich 
Sie, m ir eine schriftliche Stellungnahm e bis 22. 7. 1956 
einzureichen.
D am it eine K lärung der festgestellten  Mängel und 
Ih re r eigenen E inschätzung erfolgen kann, b itte  ich 
Sie,

am  Mittwoch, dem 25. 7. 1956, 18.00 Uhr, 

zu einer persönlichen Rücksprache zu erscheinen.

Hochachtungsvoll 

gez. G ottert

DOKUMENT 135

Revisionsbrigade Gera, den 9. Mai 1956
zur Ü berprüfung der Rechtsbeistände 
im Bezirk Gera

An die
J  ustizverw altungsstelle 
Bezirk Gera 
in Gera

B e tr.: Revision bei dem R echtsbeistand R. B. in  G.

Entsprechend der W eisung der Justizverw altungsstelle 
wurde der Rechtsbeistand B. in G. heute von den Kol
legen Bretfeld und Brehm  aufgesucht.

Die Büroräum e des B. befinden sich in der S tadtm itte, 
H um boldtstraße. B. h a t m ehrere Hinweisschilder auf 
seine P rax is angebracht, die alle noch den Hinweis 
tragen  „Zugelassen beim A m tsgericht G era“. Das Büro 
besteht aus 2 ordentlich eingerichteten Räumen. Im  vor
deren Raum  befindet sich die G eschäftsstelle; hier 
sitzen 2 Schreibkräfte, die B. halb tags beschäftigt. Im  
2. Raum  h a t B. selbst sein Sprechzimmer. Bilder von 
Funktionären der A rbeiterbew egung oder entspre
chende Losungen sind n icht vorhanden. Zur Zeit der 
Revision herrschte ein lebhafter Publikum sverkehr.
B. is t M itglied der LDPD. E r is t hier W ohnbezirks
gruppenvorsitzender. Außerdem  is t er in seiner P arte i 
R echtsberater. Die „Neue Ju stiz“ w ird von ihm regel
m äßig  gelesen. Zum Bezug des „Schöffen“ w urde B. 
von uns angehalten.

E r ist seit 1946 im  Besitze der A uftrittsbefugnis, die 
A uftrittsbefugnis ist vom dam aligen LG.-Präs. Dr. H ar
nisch ausgestellt und nicht befristet.
Die Ü berprüfung erstreck te sich auf den Zeitraum  vom 
Oktober 1955 bis M ärz 1956, dabei konnten im w esent
lichen nur Stichproben gem acht werden. Die A kten
führung  ist in Ordnung. Säm tliche U nterlagen befinden 
sich in ordentlichen Aktendeckeln und sind reg is te r
m äßig  erfaß t. R egister und Kassenbuch sind vorhanden 
und werden ordentlich geführt.

In  rechtlicher H insicht sind die Schriftsätze im großen 
und ganzen in Ordnung, es konnten besondere Verstöße 
hier nicht festgeste llt werden. Lediglich der § 31 G ast
stä ttengesetz wurde wiederholt verletzt. Es wurden hier 
von B. Zechschulden eingem ahnt bzw. eingeklagt, obwohl 
fü r B. von A nfang an k la r erkennbar sein mußte, daß es 
sich h ier um  nicht einklagbare Forderungen handelte. E r 
h a t auch in seinem M ahnschreiben jedes Mal das W ort 
„Zechschuld“ vermieden und nur von einer offenstehen
den F orderung gesprochen. , . Die Sache Kupke •/. Voigt 
läß t verm uten, daß B. an einen Bestand der DDR an 
scheinend nicht glaubt. Im  Schriftsatz vom 10.1.1956 
schreibt er: „E r hieße Sie auf die Zeit vertrösten, zu 
der einmal der Lastenausgleich kommen w ird.“ Diese 
Bem erkung kann unseres E rach tens nu r so aufgefaß t 
werden, daß B. m it westlichen Anschauungen liebäugelt. 
E tw as ähnliches kom m t auch in der Ehesache Lorenz ■/ 
Lorenz zum Ausdruck. H ier gibt B. eine schriftliche 
R echtsauskunft; er v e rtr itt  die Meinung, daß die Ehe 
nach § 43 EG (KG 16) geschieden werden müsse, da die 
F ra u  sich weigere, zum M anne nach W estdeutschland zu 
ziehen. E r  schreibt dann wörtlich: „Wenn m an m it die
sen A rgum enten im Gebiet der DDR nicht durchdringen 
sollte......... “
Diese Bem erkung zeigt ebenfalls, daß sich B. n icht kon
sequent h in ter die R echtsanschauungen in der DDR 
stellt.
In  der Testam entssache Dr. A ndrak (Reg. N r. 118/56) 
h a t B. ein Testam ent entworfen. Der T estam entsentw urf 
befindet sich in seinen Akten. Dies entspricht nicht den 
Bestim mungen. Aus seinen A kten ist n icht erkennbar, 
welche Gebühr er dafür verlangt hat.
Große Bedenken erw eckt die Gebührenberechnung durch 
B .........

gez. Bretfeld gez. Brehm
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Kollegium der R echtsanw älte 
im Bezirk N eubrandenburg 
Neubrandenburg, den 5. 4.1955 
Schwedenstr. 7

B e s c h l u ß

A uf den A ntrag
des Bürgers H. K. aus H. au f Aufnahme als Mitglied des 
Kollegiums der R echtsanw älte im Bezirk N eubranden
burg  vom 30. 3.1955
h a t der V orstand des Kollegiums der Rechtsanw älte in 
seiner Sitzung vom 4. 4.1955 beschlossen:

D er A ufnahm eantrag  des Bürgers H. K. wird ab ge
lehnt.

Begründung:
Der je tz t 40jährige A ntragste ller h a t 1932 m it dem 
juristischen Studium  begonnen und im April 1941 die 
A ssessorprüfung bestanden und w ar dann als Ju r is t in
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